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Strategien für die Entwicklung der Bundeswasserstraßen
vor dem Hintergrund widersprüchlicher Randbedingungen
Dipl.-Ing. Peter Seus, Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur - BMVI
Einleitung
Für diese Veranstaltung bin ich gebeten worden, einen Vortrag zu halten mit dem Titel
„Bundeswasserstraßen vor dem Hintergrund leerer Kassen“.
Dieser Titel ist nicht grundsätzlich falsch, beschreibt die Situation aber nicht wirklich zutreffend.
In einer Verkehrs-Fachzeitung konnte man kürzlich folgende Schlagzeile lesen:
„Wasserstraßen gehen fast 500 Mio. € an Investitionen verloren.
In den vergangenen drei Jahren sind fast 500 Mio. € an im Verkehrshaushalt bereit-
gestellten Mitteln nicht für die Wasserstraßeninfrastruktur verbraucht worden.“
Auch diese Aussage ist im Kern richtig.
Zwei offenbar gegensätzliche Aussagen, die beide nicht grundsätzlich falsch sind. Wie passt das
zusammen? Für eine Erklärung bedarf es eines vertiefenden Blicks auf die aktuellen Randbedin-
gungen und Entwicklungen. Dementsprechend habe ich den Titel gewählt:
„Strategien für die Entwicklung der Bundeswasserstraßen
vor dem Hintergrund widersprüchlicher Randbedingungen."
Fundamentale Finanzdatenlage
Etwas verkürzt und vereinfacht stellt sich die fundamentale Datenlage etwa wie folgt dar:
Seit der Finanzkrise der Banken, die ihren Anfang nahm mit einem drastischen Vertrauensverlust
in die Zahlungsfähigkeit von Staaten und (vornehmlich staatsnahen) Banken, haben viele Staaten
ihre Bemühungen zur Haushaltskonsolidierung drastisch erhöht und gleichzeitig wurden die Märkte
mit Milliarden geflutet (u. a. durch Anleihekäufe durch die EZB). Heute zeigen die Fundamentalda-
ten in fast allen Regionen der Erde Wachstum in einem Umfeld niedriger Inflationsraten und ent-
sprechende Anstiege im Steueraufkommen mit weiter positivem Ausblick, auch wenn diese Erho-
Iung aufgrund diverser Risiken störungsanfällig ist.
Im Jahre 2008, dem Beginn der globalen Finanzkrise, wiesen Bundesanleihen unabhängig von der
Laufzeit eine nahezu identische Rendite von ca. 4 % p. a. auf. Heute (Ende April 2015) rentieren
Bundesanleihen mit 5jähriger Laufzeit nominal mit ca. minus 0,15 % p. a., mit 10jähriger Laufzeit
nominal mit ca. 0,10 % p. a. und mit 30jähriger Laufzeit nominal mit ca. 0,45 % p. a. Bei einer ge-
schätzten Inflationsrate von aktuell ca. 0,5 % und einem tendenziellen Anstieg in 2016 liegen die
realen Renditen durchweg im negativen Bereich.
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In Deutschland wirken die gute Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung sowie die niedrigen
Anleihezinsen weiter dämpfend auf die Entwicklung wesentlicher Ausgabenbereiche im Bundes-
haushalt, u. a. bei den SoziaI- und Zinsausgaben, während sich die Steuereinnahmen weiter posi-
tiv entwickeln. Der Bundeshaushalt 2015 ist der erste seit 1969, in dem der Bundeshaushalt ohne
Neuverschuldung ausgeglichen werden kann. Auch der gesamte Finanzplanungszeitraum bis
2018 geht von einem nachhaltig ausgeglichenen Haushalt aus mit einem leichten Anstieg der Ein-
nahmen und Ausgaben (durchschnittlich rd. + 3 % p. a.). In einem solchen Umfeld nehmen die
monetären Gestaltungsspielräume des Bundes zu.
Finanzplanung Bundeswasserstraßen
Bei einem aktuellen Gesamtansatz des Bundeshaushalts 2015 von rd. 300 Mrd. € haben die Sozi-
aI- und Zinsausgaben einen Anteil von rd. 58 %. Der Bereich Verkehr und digitale Infrastruktur
(EPI. 12) ist mit einem Anteil von 7,7 % veranschlagt (24 Mrd. €).
Die Ausgaben für den Bereich Bundeswasserstraßen sind im Haushalt 2015 mit rd. 2,0 Mrd. € an-
gesetzt und werden etwa in dieser Höhe in der Finanzplanung bis 2018 fortgeschrieben. Hinzu
kommen Mittel aus dem „10 Mrd. €-Zukunftsinvestitions-Paket“, wovon der Wasserstraßenbereich
im Finanzplanungszeitraum (2016 bis 2018) mit insgesamt 200 Mio. € partizipieren soll. Zudem ist
aktuell eine weitere Aufstockung für die Jahre 2018 und 2019 in Aussicht gestellt.
Für die Entwicklung der Wasserstraßen-Infrastruktur ist der Ansatz für Ersatz-, Ausbau- und Neu-
baumaßnahmen relevant. In der nachstehenden Tabelle sind diese Ansätze dargestellt — ohne das
nur kurz laufende Infrastrukturbeschleunigungsprogramm II (IBP II) in 2013 und 2014.
Tabelle 1: Haushaltsansätze für Ersatz-, Ausbau- und Neubaumaßnahmen
(Kap. 1203, Tit. 78012 plus IBP I plus weitere Verstärkungsmittel gem. Voranschlag
vom 27.04.2015)
Mio.€| 2012 | 2013 | 2014 | 2015 | 2016 | 2017 | 2013 | 2019
Soll 606 607 631 675 583 615 564 548
Ist 451 412 382
Drei Dinge fallen auf:
o abnehmende Investitionsausgaben (Ist-Ausgaben) von 2012 bis 2014:
2012: 451 Mio.€
2013: 412 Mio. €
2014: 382 Mio. €
o zunehmende Minderausgaben (Haushaltsreste) gegenüber den verfügbaren Ansätzen:
2012: Minderausgaben 155 Mio. €
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2013: Minderausgaben 195 Mio. €
2014: Minderausgaben 249 Mio. €
o rückläufige Sollansätze in der Finanzplanung:
2015: Soll 675 Mio. €
2019: Soll 548 Mio. €.
Die Erfahrungen der letzten Jahre lässt den Schluss zu, dass die WSV — auch unter erheblicher
Einbeziehung externer Ingenieurbüros — kaum mehr als 450 Mio. € pro Jahr für Infrastrukturprojek-
te (Ersatz und Ausbau im Binnen- und Küstenbereich) realisieren kann, wovon etwa 3A für Er-
satzinvestitionen venNendet werden. Insoweit mag die geplante Rückführung der Investitionsan-
sätze in Verbindung mit einer bedarfsgerechten Umschichtung zugunsten der Ansätze für Betrieb,
Unterhaltung und Erhaltung sachgerecht erscheinen. Zumindest sind derzeit keine Finanzierungs-
engpässe für die laufenden und geplanten Investitionsprojekte erkennbar.
Ersatz-Investitionsbedarf für Bundeswasserstraßeninfrastruktur
Der Bund ist verantwortlich für rd. 7.300 km Bundeswasserstraßen. Alles in allem repräsentieren
die Bundeswasserstraßen mit u. a. über 300 Schleusenanlagen, über 300 Wehranlagen und 1.300
Brücken ein Brutto-Anlagevermögen von rd. 50 Mrd. €. Zum Ausgleich der laufenden Substanzver-
Iuste müssten iedes Jahr etwa 900 Mio. € in den Ersatz von Anlagen oder Teilersatz von Bauteilen
re-investiert werden.
Ausbau-Investitionsbedarf für Bundeswasserstraßeninfrastruktur
Etwa rd. 4.200 km des Wasserstraßennetzes werden in einem relevanten Umfang für den Güter-
transport genutzt. Diese Wasserstraßen haben wir als Kernnetz definiert. Leistungsfähige Bun-
deswasserstraßen erfordern neben dem reinen Substanzerhalt auch Ausbauinvestitionen, die die
Wirtschaftlichkeit des Verkehrsträgers Schiff/ Wasserstraße verbessern. Die Bewertung und Priori-
sierung von Ausbauprojekten erfolgt mit dem Bundesverkehrswegeplan 2015 (BVWP 2015). Es
kann enNartet werden, dass mit dem BVWP 2015 ein Mittelbedarf von mindestens 200 Mio. € pro
Jaihr wirtschaftlich begründet werden wird, wenn die Projekte innerhalb ca. 20 Jahren realisiert
werden sollen.
Bilanzierung des lnvestitionsbedarfs
Der bereits genannte Ersatzinvestitionsbedarf (900 Mio. € pro Jahr) addiert sich zum Investitions-
bedarf für Ausbaumaßnahmen (mindestens 200 Mio. € pro Jahr). Insgesamt errechnet sich so ein
Investitionsbedarf von insgesamt deutlich mehr als 1 Mrd. € pro Jahr.
Dem stehen nach derzeitigem Stand verfügbare Investitionsmittel in der Größenordnung von öß
Mio. € (in 2015) bis 550 Mio. € (in 2019) gegenüber.
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Als Fazit ergibt sich:
1. Der fachlich begründete Investitionsbedarf übersteigt das verfügbare Finanzbudget deutlich.
Der reguläre Bedarf für Ersatzmaßnahmen (auf der Basis von Abschreibungen) und für Aus-
baumaßnahmen liegt in den nächsten Jahren in der Größenordnung von mindestens 500 Mio. €
pro Jahren über den verfügbaren Sollansätzen.
2. Für die laufenden und geplanten Investitionsproiekte sind derzeit dennoch keine Finanzie-
rungsengpässe erkennbar.
Die tatsächlich getätigten Investitionsausgaben in die Infrastruktur sind noch niedriger, als das
schon knappe Budget (2014: Minderausgaben rd. 250 Mio. € gegenüber verfügbarem Ansatz).
Das realisierte Investitionsvolumen ist in den letzten Jahren stetig gefallen. Auch in den nächs-
ten Jahren sind Minderausgaben gegenüber den verfügbaren Investitionsansätzen zu enNarten.
3. Die zu geringe Investitionstätigkeit dauert bereits seit mehr als 15 Jahren an.
Seit Jahren werden Anlagen nicht rechtzeitig am Ende ihrer technisch-wirtschaftlichen Nut-
zungsdauer ersetzt. Die Nutzungsverlängerung erfordert zunehmend höhere Unterhaltungs-
und Erhaltungsmaßnahmen und bewirkt dennoch kumulierende Substanzverluste.
Die seit Jahren in die Zukunft verschobenen Ersatz-Neubauten (Nachholbedarf) verdichten die
künftigen Investitionsnotwendigkeiten zusätzlich.
4. Es fehlen ausreichende Planungskapazitäten in der WSV.
Das Planungs- und Bauleitungspersonal der WSV ist so knapp bemessen, dass selbst der be-
stehende, deutlich zu knappe Finanzierungsansatz nicht umgesetzt werden kann, wobei bereits
eine erhebliche Einbeziehung externer Planungsbüros berücksichtigt ist.
Um dieses dramatische Problem deutlicher zu machen, ein paar wenige Zahlen zu Schleusen
an den Bundeswasserstraßen:
Etwa 60 % der der ca. 300 Schleusenanlagen wurde vor 1950 errichtet, etwa 20 % vor 1900.
Pro Jahr müssten etwa 3 bis 5 Ersatz-Neubauten in Betrieb genommen werden, in den nächs-
ten 20 Jahren ca. 100 Ersatz-Neubauten.
In den letzten 20 Jahren wurden 7 Schleusen durch Neubauten ersetzt.
5. Die Planungs- und Realisierungszeiten sind oft nicht mehr kalkulierbar.
Dies ist nicht nur mit knappen Planungskapazitäten erklärbar.
Auch hierzu ein paar wenige, vielleicht nicht repräsentative, aber dennoch nicht außergewöhnli-
che Zahlen zu einem Ersatzneubau einer Staustufe:
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Der Planungsauftrag wurde 2007 auf Basis einer Konzeption erteilt, die Vergabe der Baumaß-
nahme ist für 2021 (nach 14 Jahren) vorgesehen, die Inbetriebnahme für 2028 (nach 21 Jah-
ren) und der Projektabschluss mit dem Abbruch der alten Anlage für 2035 (nach 29 Jahren).
6. Die Proiektkosten laufen teilweise massiv aus dem Ruder.
Dies ist nicht nur mit langen Planungs- und Realisierungszeiträumen erklärbar.
Das Ergebnis sind eine seit vielen Jahren schleichende Entwicklung kumulierender Substanzver-
Iuste und nicht kalkulierbare Verzögerungen volkswirtschaftlich sinnvoller Ausbaumaßnahmen
selbst auf den wichtigsten Relationen. Wegen der „Gutmütigkeit“ der Bauwerke mag diese Ent-
wicklung zunächst nur von Insidern wahrgenommen worden sein. Inzwischen wird das Thema
auch in der Presse anhand plakativer Beispiele diskutiert, wo gerne die Schleusen am Nord-
Ostsee-Kanal oder auch der vergleichbar schlechte Zustand von Autobahnbrücken zur Anschau-
ung dienen.
Unbestritten ist inzwischen auch in der Politik, dass wir eine nachhaltige Trendwende benötigen.
Allerdings wird immer noch oft verdrängt, dass sich die Entwicklung der Infrastruktur auf einem
dramatischen Pfad befindet, dass die seit Jahren andauernden lnvestitionsdefizite die künftigen
Investitionsnotwendigkeiten über das normale Maß hinaus verdichten und dass selbst mit einem
sofortigen Umsteuern lokale Nutzungseinschränkungen nicht mehr vermeidbar sind.
Strategien für die Entwicklung der Bundeswasserstraßen
Diese Perspektiven erfordern die Bereitschaft zu drastischen Maßnahmen. Neben einer höheren
Ressourcenausstattung müssen die Planungsprozesse beschleunigt und effizienter werden. Un-
vermeidbare Nutzungseinschränkungen sollten zumindest so gesteuert werden, dass die volks-
wirtschaftlichen Schäden beschränkt bleiben. Hierzu wird folgende Strategie verfolgt, wobei wir
teils auf die Bereitschaft des BMF und des Parlaments angewiesen sind, teils aber auch in eigener
Verantwortung handeln können:
1. Die Finanzlinie muss deutlich und verlässlich angehoben werden.
Aufgrund der positiven Fundamentaldaten für den Bundeshaushalt und der auch im politischen
Bereich gewachsenen Erkenntnis, dass die Investitionen in die Infrastruktur erhöht werden
müssen, konnten bereits eine moderate Anhebung der Haushaltsansätze und eine überjährige
VenNendbarkeit von Haushaltsresten erreicht werden und sind gesonderte Programmmittel in
Aussicht gestellt. Erforderlich wäre mindestens eine Verdoppelung des Investitionsbudgets.
2. Die Planungskapazitäten müssen verstärkt werden.
Eine Verstärkung der Planungskapazitäten gilt als die zentrale Maßnahme, und dies muss vor-
Iaufend vor einer finanziellen Unterfütterung von Projektwünschen erfolgen. Wir sehen einen
Bedarf von mindestens 500 zusätzlichen Ingenieuren bei der WSV für die zwingend selbst zu
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erledigenden Bauherrenaufgaben — und eine adäquate Aufstockung bei den auf Wasserbau
spezialisierten Ingenieurbüros. Einer noch weitergehenden Einbeziehung externer Planungsbü-
ros, als derzeit schon praktiziert, sind Grenzen gesetzt.
Bei derartigen Anforderungen nach 500 zusätzlichen Stellen „erschrecken“ der Finanzminister
und auch das Parlament. Zwar konnten im letzten und diesem Jahr jeweils ca. 40 neue Stellen
eingeworben werden, die übenNiegend für Ausbau- und Ersatzmaßnahmen venNendet werden,
eine zeit- und bedarfsgerechte Stellungmehrung kann aber offensichtlich im üblichen Haus-
haltsaufstellungsverfahren nicht erreicht werden. Eine angestrebte Budgetierung des Planungs-
personals als Finanzierungsansatz im Rahmen der Investitionsmittel ohne Stelleneinwerbung
wurde im Zuge der Haushaltsverhandlungen 2014 vom BMF abgelehnt. Daher wird derzeit im
politischen Bereich auch ausgelotet, ob eine Planungsgesellschaft im Eigentum des Bundes
eingerichtet werden kann, die auch Bauherrenaufgaben übernehmen kann, jedoch nicht den
Zwänge der Stellenbewilligung unterliegt.
. Der Ressourceneinsatz erfolgt auf Basis einer strategischen Priorisierung.
Um trotz begrenzter Planungskapazitäten und Finanzmittel die Belange der Sicherheit zu wah-
ren und die negativen gesamtwirtschaftlichen Folgen des Ressourcenmangels zu minimieren,
ist eine strategische Priorisierung von Projekten notwendig.
Hierfür gelten folgende Priorisierungs-Grundsätze:
o Wirtschaftlichkeitsnachweis ist Grundlage von Projektaufträgen.
o Vorrang von Ersatzinvestitionen vor Ausbauprojekten.
o Vorrang von Maßnahmen mit Sicherheitsrelevanz (an „nicht sperrbaren“ Anlagen, z. B.
Wehre, Düker) vor Maßnahmen mit betrieblicher Relevanz.
o Vorrang von Maßnahmen auf Relationen mit einer hohen Transportnachfrage. Diese Rela-
tionen sind als Kernnetz definiert. Das Kernnetz wird künftig noch konsequenter mit verfüg-
baren Ressourcen in Einklang gebracht werden müssen, um „unendliche“ Realisierungszei-
ten von 30 bis 50 Jahren im gesamten Netz zu vermeiden, da dann über Jahrzehnte mit
qualitativen und quantitativen Engpässe über das gesamte Netz zu rechnen wäre.
. „Selbstgemachte“ Defizite bei Planung und Realisierung werden beseitigt.
Erforderlich sind eine Planungsbeschleunigung, eine Qualitätsverbesserung der Planung, eine
besseren Termintreue und eine bessere Kostenwahrheit.
Eine WSV-Arbeitsgruppe (PG Projektmanagement) hat hierzu Maßnahmevorschläge für 11
Themenfeldern vorgelegt, die jetzt umgesetzt werden müssen. Die grundlegende Erkenntnis ist,
dass die organisatorischen und administrativen Regelungen für Investitionsmaßnahmen der
WSV qualitativ und quantitativ zwar geeignet und ausreichend sind, allerdings wird die Anwen-
dung und Auslegung der Regelungen und Vorschriften sehr inhomogen praktiziert. Insbesonde-
re gilt dies für den ersten Planungsschritt „Konzeption“ als Grundlage für eine Projektentschei-
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dung. Deutliches Potential wird in den Bereichen „Projektmanagement“ und „Risikomanage-
ment“ gesehen.
5. Standardisierung von Objekten, d. h. Systemen, Bauteilen, Baugruppen und — soweit sinnvoll —
auch kompletten Anlagen.
Mit der Standardisierung sollen insbesondere die Planungsprozesse deutlich beschleunigt wer-
den. Zudem können der Aufwand und die Kosten für die Entwicklung, Bau oder Beschaffung
und Unterhaltung minimiert, sowie die Qualität der Ergebnisse verbessert werden.
In der Regel werden Standards in Form eines „modularen Baukastensystems“ definiert. Dies
ermöglicht die VenNendung und Kombination einzelner Elemente in Abhängigkeit von den indi-
viduell zu berücksichtigenden Randbedingungen.
6. Reduzierung der Komplexität von Konstruktionsprinzipien.
Der Trend letzten 50 Jahre zu komplexen „HochIeistungs-Konstruktionen“ kann vor dem Hinter-
grund der bestehenden Zwänge und der massiven Herausforderungen nicht weitergeführt wer-
den.
Beispielsweise sollte bei Schleusen auf hydraulisch hochleistungsfähige Systeme mit langen
Einlauftrichtern, Umläufen und Längsläufen verzichtet werden, selbst wenn sich die erzielbare
Verkürzung der Schleusungszeiten (i. d. R. um wenige Minuten bei einer Kreuzungsschleu-
sungsdauer von 1 Stunde) gesamtwirtschaftlich rechnen sollte. Ein weiterer Bereich für neue
und einfache, robuste und unterhaltungsarme Konstruktionsweisen sind Wehranlagen außer-
halb des Kernnetzes, wo die Ressourcenknappheit und Wirtschaftlichkeitsüberlegungen ohne-
hin zu Nutzungseinschränkungen führen werden.
Diese Überlegungen hinsichtlich robuster, kostengünstiger und unterhaltungsarmer Anlagen
spielen auch bei der Standardisierung eine Rolle. Unterstützung erhalten wir bei diesen neuen
hydraulischen und konstruktiven Fragestellungen auch von der BAW mit ihren Forschungs- und
Entwicklungstätigkeiten.
Resümee und Ausblick
Ob die erforderliche Verbesserung der Ressourcenausstattung im erforderlichen Umfang realisiert
wird, ist nicht sicher, eher dürfte mit Sonder-Investitionsprogrammen zu rechnen sein. Dies erhöht
die Notwendigkeit, die weitere Entwicklung der Wasserstraßeninfrastruktur aktiv und effizient zu
steuern. Hierbei sind folgende Maßnahmen prioritär:
o Stringente Priorisierung der enNogenen Projekte,
o Konzentration auf die wichtigsten Transportrelationen (Kernnetz),
o Standardisierung von Anlagen unter Nutzung eines „modularen Baukastensystems“,
o Reduzierung der Komplexität der Anlagetechnik.
Bundesanstalt für Wasserbau
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